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Warum die Politik das Zusammenspiel von Bund und
Ländern entrümpeln muss
Der Föderalismus galt lange Zeit als fortschrittliche Regierungsform. Doch das in Jahrzehnten
gewachsene System muss dringend überarbeitet werden. Es droht, das Land zu ersticken.

Stärker könnte die Zusammenarbeit der
staatlichen Ebenen, die Kooperation
von Bund, Ländern und Gemeinden,
der Föderalismus nicht im Grundgesetz
verankert sein. Ebenso wie der Arti-
kel eins – die Würde des Menschen ist
unantastbar – darf an der Organisati-
on des deutschen Staates als Bundes-
staat nicht gerüttelt werden. Niemand
kann den Föderalismus in Deutschland
abschaffen. Das hat natürlich mit der
Geschichte zu tun, dem Umstand, dass
Deutschland lange Zeit als munterer
Flickenteppich kleinerer Fürstentümer
existierte und dass die Nazis die födera-
le Ordnung der Weimarer Zeit zerschlu-
gen, die Landtage auflösten und die
Länder staatsrechtlich zu Verwaltungs-
bezirken degradierten, um einen ein-
heitlichen Führerstaat zu schaffen.

Ein Zentralstaat ist nicht möglich

Wenn nun in der Bundesregierung und
in einer Kommission an einer grundle-
genden Reform des Föderalismus gear-
beitet wird, ist dabei immer klar, dass
es den Föderalismus an sich auch noch
nach der Reform geben wird. Was auch
immer dabei herauskommt, einen zen-
tralistisch organisierten Staat wie bei-
spielsweise Frankreich wird es nicht ge-
ben. Und trotzdem ist es etwa zwanzig
Jahre nach der jüngsten Föderalismus-
reform an der Zeit, die Spielregeln der
Zusammenarbeit zwischen Bund und
Ländern und den Ländern untereinan-
der zu überdenken.

Der Bedarf ist riesig. So listete das ifo-
Institut gerade eben über 500 unter-
schiedliche Sozialleistungen auf Bun-
desebene auf, die allerdings in sehr vie-
len Fällen durch die Länder oder die
Kommunen ausgeführt werden müs-
sen. Die Länder verfügen selbstver-
ständlich noch über eigene Sozialleis-
tungen. Es ist nicht nur unmöglich,
die Wirkung dieser Leistungen zu be-
urteilen. Der Normenkontrollrat hält
diese Aufgabenzersplitterung an sich
für schädlich, weil es dadurch unge-
heuer schwierig ist, ähnliche Aufga-
ben und Leistungen zusammenzufas-
sen und einheitlich zu behandeln.

Am besten Land orientieren? Funktio-
niert nicht

Auf der anderen Seite gilt das Verspre-
chen, dass die Länder voneinander ler-
nen, eigentlich nicht mehr. Das kann
man in der Bildungspolitik erkennen,
wo manche Länder durchgehend gute
Ergebnisse erzielen und manche Länder
eben nicht. Die Schlechtesten könnten
sich ja an den Besten orientieren und
sich deren Konzepte zu eigen machen.
Das geschieht aber nicht. Genauso wie
es keine Vereinheitlichung beim digi-
talen Handwerkszeug der Verwaltung
gibt. Auf Gemeindeebene kommen der-
zeit über 10.000 verschiedene Systeme
zum Einsatz. Aussicht auf Besserung:
eher schlecht. Alleine über eine Verein-
heitlichung der Software in den Steuer-
behörden und Finanzämtern wird seit

einem Vierteljahrhundert erfolglos be-
raten.

Eine Reform, mit der all diese Missstän-
de beseitigt oder zumindest gelindert
werden könnten, wäre zwingend not-
wendig – auch um den Landesparla-
menten wieder mehr Spielraum und da-
mit Legitimation zu verleihen. Viele sa-
gen, Digitalisierung hilft da weiter. Das
ist richtig, aber nur bedingt. Denn es
bringt nichts, Vorgänge zu digitalisie-
ren, die auch dann noch kompliziert,
verworren und undurchsichtig sind. Die
Reform muss also beides können, ver-
einfachen und dann digitalisieren.

Wer übernimmt die Verantwortung?

Doch genau hier wird sich das Problem
zeigen. Wer gibt welche Arbeitspraxis
auf, wer konzentriert sich auf welche
Aufgaben und wer zahlt am Ende für
eine einheitliche, für viele Länder und
Gemeinden dann aber völlig neue Da-
tenverarbeitung? Es wird sehr schnell
ums Geld, um Anteile am Steuerauf-
kommen und dergleichen gehen. Um
so ein Vorhaben umzusetzen, braucht
es viel Puste, Power und Persönlichkeit.
Die schwarz-rote Koalition hat ange-
fangen, im kürzlich vorgestellten Kon-
zept des Digitalministers Karsten Wild-
berger war viel Gutes. Doch da muss
noch viel mehr kommen – und zwar so
schnell wie eben möglich.
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Die Ministerpräsidentenkonferenz könnte zu einem zentralen Organ
für eine Neuordnung des Föderalismus werden. In dieser Woche
treffen sich die Länderchefs in Mainz zu Beratungen.
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